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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage des Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/97 — 

Giftgas - Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrundlagen 


auf die Große Anfrage des Abgeordneten Schily und der Fraktion DIE GRÜNEN 

— Drucksache 10/98 — 

Giftgas - Souveränität, Kontrolle - Giftgasrüstung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 

— Drucksache 10/99 — 

Giftgas - Öffentliche Information - Völkerrecht, Interpretation - Repressalien 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 201 - 363.52 - hat mit 
Schreiben vom 5. Oktober 1983 die Großen Anfragen namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

1. Die Bundesregierung hat ein überragendes Interesse an der 
Erarbeitung eines weltweiten und verläßlich verifizierbaren 
Abkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung 
und Lagerung chemischer Waffen (C-Waffen) sowie über die 
Vernichtung solcher Waffen und ihrer Produktionsstätten. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist Vertragspartei des Genfer 
Protokolls von 1925, das den Einsatz von chemischen Waffen 
im Kriege verbietet, und hat dazu keine Vorbehalte eingelegt. 
Sie hat darüber hinaus als bisher einziger Staat 1954 auf die 
Herstellung nicht nur atomarer und biologischer, sondern auch 
chemischer Waffen vertraglich verzichtet. Im Rahmen der 
Westeuropäischen Union (WEU) hat sie außerdem internatio- 
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nalen Kontrollen dieses Verzichts zugestimmt. Anläßlich der 
Unterzeichnung des B-Waffen-Übereinkommens 1972 hat die 
Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß sie im Bereich chemi- 
scher Waffen solche Kampfstoffe, auf deren Entwicklung sie 
bereits verzichtet hat, weder entwickeln, noch erwerben, noch 
unter eigener Kontrolle lagern wird. 

2. Die Bundesregierung setzt sich im Genfer Abrüstungsausschuß 
mit Nachdruck für die Ächtung aller C-Waffen ein. Das Thema 
wird in diesem Gremium mit zunehmender Intensität behan- 
delt. Bereits 1977 bis 1980 geführte amerikanisch-sowjetische 
Verhandlungen hatten zu einigen in zwei Fortschrittsberichten 
niedergelegten Teileinigungen geführt. Seit 1980 besteht beim 
Genfer Abrüstungsausschuß eine Arbeitsgruppe „C-Waffen", 
die seit 1982 das Mandat hat, ein weltweites C-Waffen-Ver- 
botsabkommen auszuarbeiten. Sie konnte Teüeinigungen und 
Annäherungen in wichtigen, zum Teil grundsätzlichen Fragen 
erreichen. Dies gilt z. B. für die Fragen des Verbotsumfangs, der 
Toxizitätskriterien und -definitionen, der Pflicht zur Deklarie- 
rung vorhandener Bestände und Produktionsstätten nach 
Inkrafttreten des Abkommens, den Zeitrahmen für die vorge- 
sehene Vernichtung von C-Waffen und den Abbau der Produk- 
tionsstätten sowie für die Errichtung eines internationalen 
Beratenden Sachverständigenausschusses zur Überwachung 
der Durchführung des Abkommens. 

Umstritten ist jedoch noch das Kernproblem der Verhandlun- 
gen, nämlich die Regelung der verläßlichen Überprüfung von 
Durchführung und Einhaltung eines C-Waffen-Übereinkom- 
mens. Eine solche Regelung hegt im wohlverstandenen Inter- 
esse aller Staaten und ist unverzichtbar. Eine Lösung dieser 
zentralen Frage scheiterte bisher an der Weigerung der Sowjet- 
union, angemessene Überprüfungsmaßnahmen zu ermögli- 
chen. Nach jahrelangem westhchen Drängen erklärte sich die 
Sowjetunion erstmals 1982 mit einigen „systematischen" inter- 
nationalen Ortsinspektionen „nach einem zu vereinbarenden 
Schlüssel" einverstanden. Diese Inspektionen sollen allerdings 
nur einen Teübereich der Verpflichtungen eines C-Waffen- 
Abkommens abdecken. Sie bezögen sich weder auf die Zerstö- 
rung der C-Waffen-Produktionsstätten noch auf die Kontrolle 
der für eine potentielle C-Waffen-Produktion in Frage kom- 
menden phosphororganischen Industrie. Die Bundesregierung 
wertet diesen sowjetischen Schritt gleichwohl als Annäherung 
an den von ihr seit langem vertretenen Standpunkt, daß bei C- 
Waffen regelmäßige und verbindhche Ortsinspektionen not- 
wendig, durchführbar und zumutbar sind. 

3. Die Bundesregierung hat die Bemühungen um ein vollstän- 
diges Verbot aller chemischen Waffen mit eigenen Beiträgen, 
insbesondere zur Verifikationsproblematik, gefördert. Ihre 
spezifischen Erfahrungen mit internationalen Ortsinspektionen 
versetzen sie in die Lage, qualifizierte und praktikable 
Lösungsvorschläge zu machen. Nachdem sie bereits 1979 ein 
internationales Seminar zur Verifizierungsfrage durchgeführt 
hatte, hat die Bundesregierung im Einklang mit der einstimmi- 
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gen Aufforderung des Deutschen Bundestages vom 3. Dezem- 
ber 1981, auf den unverzüglichen Abschluß eines Verbotsab- 
kommens unter wirksamer internationaler Kontrolle zu drän- 
gen, 1982 ein umfassendes Verifizierungsmodell in die Genfer 
Verhandlungen eingeführt. Es sieht eine Kombination regel- 
mäßiger Überprüfungsverfahren und Überprüfungen aus 
besonderem Anlaß vor, die obhgatorische internationale Orts- 
inspektionen einschließt. Die Vereinigten Staaten haben dieses 
Modell in ihr beim Genfer Abrüstungsausschuß im Februar 
1983 eingeführtes Arbeitspapier, das das Modell eines C-Waf- 
fen-Verbotsabkommens enthält, weitgehend übernommen. Die 
Bundesrepubhk Deutschland war auch Miteinbringer der Reso- 
lution der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 1982, deren 
Ziel es ist, eine bisher nicht existierende Verifikationsregelung 
für das Genfer Protokoll von 1925 zu schaffen. 

4. Die Vereinigten Staaten haben im Gegensatz zur Sowjetunion 
vor etwa 14 Jahren die weitere Produktion chemischer Kampf- 
stoffe eingestellt. Die Hoffnung, dadurch den Abschluß einer 
umfassenden C-Waffen-Verbotskonvention zu fördern, hat sich 
trotz jahrelanger Verhandlungen nicht erfüllt. 

Die sowjetische Mihtärdoktrin erkennt unverändert den Ein- 
satz chemischer Kampfstoffe als Mittel der Kriegführung an; 
ihre Führungsgrundsätze sehen den offensiven Einsatz von 
C-Kampfstoffen im Rahmen der Operationsführung vor. 

Die Sowjetunion verfügt über ein erhebhches offensiv einsetz- 
bares C-Potential. Hinzu kommt, daß die Sowjetunion in der 
Lage ist, große Mengen chemischer Kampfstoffe kurzfristig und 
ohne Indikationen für den Westen herzustellen. Dieses trifft 
auch für binäre Kampfstoffe zu. (Binäre Kampfstoffe bestehen 
aus zwei Komponenten geringerer Toxizität, die erst kurze Zeit 
vor oder während eines Einsatzes durch Zusammenführung 
ihre volle Wirksamkeit erzielen. Sie unterscheiden sich von 
herkömmhchen Kampfstoffen nicht in ihrer Wirkung, wohl aber 
durch eine größere Lagerungs- und Handhabungssicherheit.) 

Für den chemischen Einsatz durch die Streitkräfte des War- 
schauer Pakts sind bei ihnen bis zur unteren Ebene entspre- 
chende Einsatzmittel, darunter Raketen, Artillerie und Flug- 
zeuge vorhanden. Die Streitkräfte der Warschauer-Pakt-Staa- 
ten verfügen daneben über eine hohe C-Abwehrfähigkeit, die 
sie in die Lage versetzt, eigene C-Einsätze auszunutzen und 
längere Zeit unter C-Bedingungen zu kämpfen. 

Insgesamt muß davon ausgegangen werden, daß die sowje- 
tischen Streitkräfte hinsichthch Gliederung, Einsatzmitteln, 
Ausbildung und eigener C- Ab wehr jederzeit zum Einsatz che- 
mischer Kampfstoffe in der Lage sind. Die Sowjetunion hat in 
den letzten zehn Jahren die chemische Abwehr- wie auch 
Offensivfähigkeit ihrer Streitkräfte konsequent ausgebaut. 

Vor dem Hintergrund dieser Bedrohung sind die Überlegungen 
der Vereinigten Staaten zu sehen, die Voraussetzungen für 
eine Modernisierung ihres veralteten C-Waffen-Bestandes zu 
schaffen. 
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Selbst bei einem Erfolg der Genfer Verhandlungen über ein 
weltweites vollständiges C-Waffen-Verbot würden bis zum 
vollständigen Abbau der Bestände noch mehrere Jahre ver- 
gehen. In diesem Zeitraum müßte das westliche Verteidigungs- 
bündnis einer C-Bedrohung weiterhin wirksam begegnen 
können. 

5. Die NATO muß im Rahmen ihrer militärstrategischen Konzep- 
tion der flexiblen Reaktion über angemessene Optionen ver- 
fügen, um gegenüber allen Aggressionsformen abschrecken zu 
können. Dies güt auch für die Reaktion auf den völkerrechts- 
widrigen Einsatz chemischer Kampfstoffe. 

Wie sich aus Nummer 4 ergibt, kann ein solcher Einsatz trotz 
des Einsatzverbots durch das Genfer Protokoll von 1925 nicht 
ausgeschlossen werden. In diesem Zusammenhang ist von 
Bedeutung, daß eine unabhängige Expertengruppe der Ver- 
einten Nationen die Verdachtsmomente nicht ausräumen 
konnte, die auf Einsätze toxischer chemischer Substanzen in 
Afghanistan und Kampuchea hindeuten (UN A 37/259 vom 
1. Dezember 1982). In ihrem Abschlußkommunique von Paris 
vom 10. Juni 1983 stellte die Ministertagung des Nordatlantik- 
rates zu diesen Vorgängen in Nummer 10 u.a. folgendes fest: 

„Die Bündnispartner sind nach wie vor ernstlich besorgt 
über die starken Beweise für den fortgesetzten Einsatz che- 
mischer Waffen in Südostasien und Afghanistan unter Ver- 
letzung des Völkerrechts und über sowjetische Verwicklung 
beim Einsatz dieser Waffen. " 

Die Bundesregierung, die eine eigene nationale Verfügungs- 
gewalt über chemische Waffen nach wie vor ausschließt, hält es 
angesichts der C-Bedrohung durch den Warschauer Pakt für 
dringend erforderhch, die Bemühungen um ein weltweites 
Abkommen über ein umfassendes und verifizierbares Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und Lagerung von C-Waffen 
fortzusetzen und zu intensivieren. 

Solange die C-Waffen-Bedrohung jedoch fortbesteht, hält die 
Bundesregierung wie ihre Bündnispartner es für unerläßlich, 
im NATO-Bereich nicht nur die C-Waffen- Abwehrfähigkeit zu 
verbessern, sondern auch eine im Umfang begrenzte Repressa- 
lienkapazität aufrechtzuerhalten, um einen Aggressor von 
einem völkerrechtswidrigen C-Einsatz abzuhalten. Innerhalb 
des Bündnisses verfügen nur die Vereinigten Staaten über 
einen begrenzten Umfang an chemischen Waffen, der hierfür 
Verwendung finden könnte. Somit geht von der NATO auch 
auf diesem Gebiet keine Bedrohung des Warschauer Pakts aus. 

6. Entsprechend dem unter 5. Dargestellten und der im Völker- 
recht festgelegten Beschränkungen kann es auf Seiten der 
NATO keine konkrete „Einsatzplanung" für C-Kampf Stoffe 
geben. Im übrigen wird über Planungen, wie sie etwa für eine 
Stationierung von C-Waffen erforderlich sind, im Bündnis 
grundsätzhch gemeinsam entschieden. Darüber hinaus sind 
unter den Partnern der Atlantischen Alhanz Konsultationsver- 
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fahren vereinbart, die nichtkonventionelle Waffen ausdrück- 
hch einbeziehen. Hierbei kommt den Stimmen der Stationie- 
rungsländer besonderes Gewicht zu. 

7. In der Bundesrepubhk Deutschland wird bei den amerika- 
nischen Streitkräften ein geringer Teil des amerikanischen C- 
Potentials gelagert. Der Bundesregierung sind die Einzelheiten 
dieser Lagerung aufgrund regelmäßiger Unterrichtungen 
bekannt. Sie entspricht den höchsten Sicherheitsanforderun- 
gen, so daß eine Gefährdung der Bevölkerung nach mensch- 
hchem Ermessen ausgeschlossen ist. 

Informationen über die Lagerung unterhegen in der NATO - 
wie auch im Warschauer Pakt - strikten Geheimhaltungsbe- 
stimmungen. Es ist deshalb Praxis aller Bundesregierungen, 
Anfragen oder Aussagen zu Lagerorten weder zu bestätigen 
noch zu dementieren. 

Die Bundesregierung sieht angesichts des unter Nummern 4 
bis 6 Ausgeführten keine Veranlassung, die Vereinigten Staa- 
ten aufzufordern, ihr C-Potential aus der Bundt srepubhk 
Deutschland abzuziehen. 

8. Rechtsgrundlagen für die Stationierung der ve rbündeten 
Streitkräfte in der Bundesrepubhk Deutschland sind der 
Deutschlandvertrag sowie in seiner Ausführung der Vertrag 
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundes- 
repubhk Deutschland vom 23. Oktober 1954. In diesen Verträ- 
gen, denen die gesetzgebenden Körperschaften gemäß Arti- 
kel 59 Abs. 2 GG zugestimmt haben, hat sich die Bundesrepu- 
bhk Deutschland mit dem weiteren Verbleib ausländischer 
Streitkräfte in der damahgen Effektivstärke einverstanden 
erklärt; dies umfaßt auch deren Bewaffnung einschließlich 
nichtkonventioneUer Waffen, darunter damals bereits im Bun- 
desgebiet stationierter chemischer Waffen. Eine Erhöhung der 
Effektivstärke ist von der Zustimmung der Bundesregierung 
abhängig. 

Durch diese Verträge ist sowohl dem Grundsatz der deutschen 
Souveränität als auch den weiteren Erfordernissen des Grund- 
gesetzes Rechnung getragen. Die Bündnispartner sind sich 
einig, daß die Stationierung nichtkonventioneller Waffen in 
Übereinstimmung mit den Verteidigungsplänen der NATO 
und im Einvernehmen mit den direkt beteihgten Staaten fest- 
gelegt wird. Dieses einvernehmheh festgelegte Verfahren hat 
sich in der Praxis bewährt. Rechte der westhehen Alhierten zur 
Stationierung von Waffen auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen seither nur im Rahmen vertraglicher 
Abmachungen. 

9. Das Genfer Protokoll von 1925 verbietet die Verwendung 
chemischer Waffen im Kriege. Die Staatengemeinschaft 
betrachtet dieses Verbot heute als Gewohnheitsrecht. 

Der Umfang dieses Verbots ist dadurch beschränkt, daß zahl- 
reiche Staaten anläßheh ihrer Bindung an das Genfer Protokoll 
erklärt haben, daß diese Bindung gegenüber jedem Gegner 


5 



Drucksache 1 0/444 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


endet, dessen Streitkräfte das Einsatzverbot mißachten. Das 
Deutsche Reich hat zwar bei der Ratifizierung des Genfer 
Protokolls im Jahre 1929 einen derartigen Vorbehalt nicht ein- 
gelegt. Der Grundsatz der Gegenseitigkeit im Völkerrecht 
bewirkt jedoch, daß die Bundesrepublik Deutschland rechtlich 
hinsichtlich eines Zweiteinsatzes chemischer Waffen gegen- 
über Staaten, die einen völkerrechtswidrigen Angriff mit che- 
mischen Waffen gegen die Bundesrepublik Deutschland füh- 
ren, unterstützen oder mitplanen, von den Bindungen des Pro- 
tokolls frei würde. 

Zu den Einzelfragen nimmt die Bundesregierung wie folgt Stel- 
lung: 


A. Drucksache 10/97 

1 . Wirkungen von Giftgas 

1.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der GRÜ- 
NEN hinsichtlich der Wirkung von Giftgas bestätigen oder wider- 
legen, 

a) daß im Falle des Kriegseinsatzes von Nervengas im dichtbe- 
siedelten Mitteleuropa ein Verhältnis von mindestens 20 ge- 
töteten Zivilisten je getöteten Kombattanten zu erwarten ist, 

b) daß das Sterben an Nervengas keineswegs „blitzschnell" 
erfolgt, sondern sich extrem qualvoll über Stunden hinziehen 
kann, 

c) daß gegen Nervengasangriffe für die Mehrheit der Zivilbevöl- 
kerung weder Warnung noch Schutz möglich ist, während 
sich Soldaten teilweise schützen können, 

d) daß Kinder nicht durch Schutzkleidung gegen die Wirkungen 
von Giftgas zu schützen sind, da die Kraft der kindlichen 
Lungenmuskulatur nicht zum Atmen durch Gasmasken aus- 
reicht, 

e) daß ein großer Anteil der Überlebenden von Nervengaswir- 
kungen infolge Unterversorgung des Gehirns beim Zusam- 
menbruch der Atmung irreversible geistige Behinderung 
erleiden? 

Auch in Mitteleuropa würden die Auswirkungen eines C-Waffen- 
Einsatzes von einer Vielzahl von Bedingungen abhängen. Eine 
generelle Bewertung ist daher nicht möglich. Im übrigen verweist 
die Bundesregierung auf die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister der Verteidigung Dr. Penner 
vom 24. November 1981 auf die Frage Nr. 40 des Abgeordneten 
Dr. Stercken (CDU/CSU) (Drucksache 9/1097, S. 18). 


2. US-Giftgas in der Bundesrepublik Deutschland 

2.1 Warum nimmt die Bundesregierung hin, daß die Bundesrepublik 
Deutschland das einzige Land der Welt ist, in dem die USA 
außerhalb ihres Territoriums Giftgas-Kampfstoffe lagern? 

2.2 Seit wann lagern amerikanische Giftgas-Kampfstoffe auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland? 

2.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß US-Giftgas-Kampf- 
stoffe in folgenden Lagerorten der Bundesrepublik Deutschland 
vorhanden sind: Pirmasens, Fischbach, Miesau bei Landstuhl, 
Weilerbach bei Kaiserslautern? 
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2.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß nach dem Ausschei- 
den Frankreichs aus der NATO-Militärintegration 1966 US-Gift- 
gas-Kampfstoffe aus Frankreich in die Bundesrepublik Deutsch- 
land verlagert wurden? 


Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 5 und 7 der 

Vorbemerkung sowie auf 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Würzbach vom 6. Mai 1983 auf 
die Fragen Nr. 72 und 73 des Abgeordneten Bastian (DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 10/64, S.30f.), 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Dr. Penner vom 16. Juni 1982 auf 
die Frage Nr. 32 des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Plenarproto- 
koll 9/106, S.6462). 


3. Gefährdung der deutschen Bevölkerung im Frieden 

3.1 Inwieweit kann die Bundesregienmg die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregierung 
verfassungsmäßige Grundrechte der Bürger mißachtet, indem sie 
hinnimmt, daß die deutsche Bevölkerung in geringerem Maße 
gegen Schädigung durch amerikanisches Giftgas geschützt ist 
wie die Bevölkerung der USA, insbesondere indem 

a) der deutschen Bevölkerung US- Giftgaslagerorte in der Bun- 
desrepublik Deutschland verheimlicht werden, während die 
US -Regierung der amerikanischen Bevölkerung solche 
Lagerorte in den USA offenlegt, 

b) Giftgastransporte in der Bundesrepubhk Deutschland 
geheimgehalten werden, während solche Transporte in den 
USA mindestens einen Monat im voraus angekündigt werden 
und unter aufwendigen öffentlichen Katastrophenschutzvor- 
kehrungen ablaufen, 

c) deutschen Parlamentariern Inspektionen von US-Giftgas- 
lagern auf ihrem eigenen Hoheitsgebiet verweigert werden, 
während amerikanische Parlamentarier US-Giftgaslager, 
auch auf dem fremden Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, inspizieren dürfen? 

3.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, 

a) daß j ährlich einige Dutzend bis einige hundert Lecks in den a- 
merikanischen Giftgaslagem in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land auftreten, angesichts der jährhch ca. 4000 Lecks in den 
Gesamtbeständen des US-Giftgasarsenals (US-Senator Henry 
Jackson am 17. September 1980 vor dem US-Senat), 

b) daß die in der Bundesrepublik Deutschland mit der Instand- 
haltung von Giftgaslagern befaßten amerikanischen Soldaten 
zu einem großen Prozentsatz drogenabhängig sind, 

c) daß aus diesen Gründen die Bundesregierung ihre Fürsorge- 
pflicht verletzt, indem sie ledighch „keine Zweifel hegt, daß 
die in US-Verantwortung hegenden Sicherheitsvorkehrungen 
für die Lagerung der C-Kampfstoffe höchsten Anforderungen 
entsprechen imd eine Gefährdimg der Bevölkerung nach 
menschhchem Ermessen ausschließen " (Standardantwort der 
Bundesregierung auf entsprechende parlamentarische Anfra- 
gen) und es unterläßt, die eigene nationale Kontrolle über 
diese Gefahrenherde zu erzwingen? 

3.3 In welcher Weise sind die US-Müitärbehörden verpflichtet, 
UnfäUe und Giftgasfreisetzungen in den US-Giftgaslagern in der 
Bundesrepubhk Deutschland an die deutschen Behörden zu 
melden? 
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3.4 In welchem Umfang kommen die US-Müitärbehörden der 
Meldepflicht für Unf^e in Giftgaslagem in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber deutschen Behörden nach? 

3.5 Wie viele Lecks stellte die Bundesregierung 1982 durch Meldung 
der US-Militärbehörden oder bei eigenen nationalen Sicherheits- 
überwachungen der in der Bundesrepublik Deutschland befind- 
lichen US- Giftgaslager fest, und in welchem Umfang war aus 
diesen Lecks Giftgassubstanz in die Umwelt ausgetreten? 

3.6 Welche selbst zu verantwortenden technischen Sicherheitsmaß- 
nahmen hat die Bundesregierung getroffen, um eine katastro- 
phale Freisetzung von Giftgas-Kampfstoffen in US-Lagem 
infolge von Leckunfällen mit Sicherheit auszuschUeßen? 

3.7 Welche Folgen hat nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
Katastrophe, insbesondere ein Flugzeugabsturz, in einem US- 
Giftgaslager in der Bundesrepublik Deutschland, und welche 
Katastrophenschutzpläne bestehen für einen solchen Fall? 

3.8 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Terror- Bomben- 
angriffe auf Giftgaslager, beispielsweise mit Privatflugzeugen, zu 
katastrophalen Freisetzungen von Giftgas führen können? 

3.9 In welchem Umfang können Rettungsmaßnahmen, in größtmög- 
lichem Umfang betrieben, im Fall der Freisetzung von Nerven- 
gas-Kampfstoffen aus US-Giftgaslagern in der Bundesrepublik 
Deutschland der Bevölkerung im betroffenen Gebiet helfen? 

3.10 Welche Beweise hat die Bundesregierung für die Durchführbar- 
keit der hinsichtlich Unfällen in US-Giftgaslagem getroffenen 
Feststellimg, „in einer Gefahrensituation kann durch die verbün- 
deten Streitkräfte unverzüglich mit den für die Katastrophenab- 
wehr zuständigen deutschen Stellen Verbindung auf genommen 
werden, um die je nach Lage erforderUchen Maßnahmen zu 
ergreifen" (Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Spranger auf die Anfrage des Abgeordneten Sielaff vom 
1. Dezember 1982, Plenarprotokoll 9/133, S. 8244 C)? 

3.11 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregierung 
durch die Geheimhaltung der Giftgaslagerorte ihre Fürsorge- 
pflicht zur Gewährleistung der Grundrechte verletzt, indem sie 
für den Fall der Freisetzung von Giftgas die vorbeugende Vorbe- 
reitmig jeglicher örtiicher Katastrophen Schutzmaßnahmen 
unmöglich macht? 

3.12 In welchem Größenverhältnis steht die Gefährdung der bundes- 
deutschen Bevölkerung durch die Seveso-Giftfässer zur Gefähr- 
dung durch die amerikanischen Giftgasvorräte? 

3.13 In welchem Verhältnis steht das Tötungspotential der in der 
Bundesrepublik Deutschland gelagerten amerikanischen Gift- 
gas-Kampfstoffe im Verhältnis zum Tötungspotential der im KZ 
Auschwitz zur Ermordung von Zivilisten verwendeten Gesamt- 
menge Giftgas? 


Unter den gegebenen Umständen könnten Grundrechte der Bür- 
ger aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 GG nur dann verletzt sein, wenn 
eine Gefährdung der Bevölkerung vorläge. Nach den der Bundes- 
regierung regelmäßig zugeleiteten umfassenden Informationen, 
die jeweils sorgfältig geprüft werden, ist dies jedoch - wie in 
Abschnitt 7 des Teils 1 dieser Antwort bereits ausgeführt - nicht 
der FaU. 

Im übrigen haben die zuständigen staatlichen Organe einen 
Spielraum bei ihrer verantworthchen Entscheidung, welche Maß- 
nahmen zweckdienüch und geboten sind, um ihre Verpflichtung 
zum effektiven Schutz der Rechtsgüter des Lebens und der 
Gesundheit zu erfüllen. Dabei dürfen sie durchaus auch zwin- 
gende Erfordernisse der Geheimhaltung der Lagerorte von chemi- 
schen Kampfstoffen berücksichtigen. 
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Zum Aspekt der technischen Sicherheit der US-Lager ist zu 
beachten, daß die Stationierungsstreitkräfte gemäß Artikel II des 
NATO-Truppenstatuts an das einschlägige deutsche Recht 
gebunden sind. 

Ergänzend enthält Artikel 53 Abs. 1 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut für die Liegenschaften der ausländischen 
Streitkräfte eine besondere Bestimmung, nach der die Streitkräfte 
bei der Durchführung der zur befriedigenden Erfüllung ihrer 
Verteidigungspflichten erforderlichen Maßnahmen innerhalb der 
ihnen zur ausschließlichen Benutzung überlassenen Liegenschaf- 
ten im Bereich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung - wozu 
auch der Schutz vor Um weit gefahren zu rechnen ist - ihre eige- 
nen Vorschriften anwenden können, soweit diese mindestens 
gleichwertige Anforderungen stellen wie das deutsche Recht. 

Maßgeblich für die Anforderungen an Anlagen zur Lagerung 
chemischer Stoffe und somit auch zur Lagerung chemischer Waf- 
fen ist nach deutschem Recht zum Beispiel das Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz (BImSchG), das unter Zulassung von Ausnah- 
meregelungen auch auf Anlagen der Landesverteidigung Anwen- 
dung findet. 

Die ausländischen Streitkräfte sind danach gehalten, auf die Ein- 
haltung der Anforderungen nach dem BImSchG zu achten. Die 
deutschen Behörden nehmen auf die Einhaltung deutscher 
Sicherheitsstandards im Wege der Zusammenarbeit mit den 
Dienststellen der Entsendestaaten Einfluß, wie dies in Artikel 53 
Abs. 4 des Zusatzabkommens und in den Absätzen 5 bis 7 des 
Unterzeichnungsprotokolls zu Artikel 53 des Zusatzabkommens 
vorgesehen ist. 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf den Abschnitt 7 der 
Vorbemerkung sowie auf 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Dr. Penner vom 25. Juni 1982 auf 
die Fragen Nr. 96 und 97 des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) 
(Plenarprotokoll 9/109, S.6689); 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desnünister der Verteidigung Würzbach vom 2. Dezember 1982 
auf die Frage Nr. 81 des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Ple- 
narprotokoll 9/133, S. 8241 f.); 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Würzbach vom 15. Dezember 
1982 auf die Fragen Nr. 59 und 60 des Abgeordneten Hansen 
(fraktionslos) (Drucksache 9/2356, S. 30); 

— die Antwort des Staatssekretärs im Bundesministerium der 
Verteidigung Dr. Hiehle vom 5. Juli 1983 auf die Frage Nr. 78 
der Abgeordneten Frau Dr. Bard (DIE GRÜNEN) (Druck- 
sache 10/237, S.30). 


9 



Drucksache 1 0/444 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


4. Gefährdung der deutschen Bevölkerung im Krieg 

4.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß ein potentieller Feind- 
staat der Bundesrepublik Deutschland jeder Staat - egal ob 
gegnerisch oder verbündet - ist, der im Krieg unter irgendwel- 
chen Bedingungen Massenvemichtungsmittel gegen Ziele in der 
Bundesrepublik Deutschland einsetzen würde? 

4.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Gesamtmenge der 
in der Bundesrepublik Deutschland gelagerten amerikanischen 
Giftgas-Kampfstoffe in ihrer Schädigungswirkung gegen die 
Zivilbevölkerung einigen tausend Atombomben der „ Hiroshima- 
Stärke“ gleichkommt? 

4.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Giftgaslager im 
Krieg, gegen konventionelle Bombardierung empfindlich, selbst 
ohne Einsatz von Giftgas-Kampfstoffen höchste Gefahrenquel- 
len, im Rang nur vergleichbar mit Kernkraftwerken, sind? 


Ziel der friedenssichernden Strategie des Atlantischen Bündnisses 
ist es, jede Art der Androhung oder Anwendung von Gewalt zu 
verhindern. Dies gilt insbesondere auch für die Verhütung eines 
Einsatzes von C-Waffen. Die Bundesregierung verweist hierzu auf 
die Abschnitte 5 und 7 der Vorbemerkung sowie die Antwort des 
Staatssekretärs im Bundesministerium der Verteidigung Dr. Lei- 
ster vom 27. August 1982 auf die Frage Nr. 80 des Abgeordneten 
Jung (Kandel) (FDP) (Drucksache 9/1949, S. 31 f.). 


5. Rechtsgrundlage der Giftgasstationierung 

5.1 Ist die hinsichtlich Giftgas-Kampfstoffen getroffene Feststellung 
der Bimdesregierung „Es ist Sache eines jeden souveränen Staa- 
tes, über die Stationierung derartiger Waffen auf seinem Territo- 
rium zu entscheiden" (Antwort des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Würzbach auf die Anfrage des Abgeordneten Bastian 
vom 25. April 1983, Drucksache 10/64, S. 31) so zu verstehen, daß 
die Erlaubnis zum Verbleib von US-Giftgas in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bzw. das Verlangen nach Abzug des Giftgases 
im eingeschränkt in der Entscheidung der Bundesregierung liegt? 

5.2 Was sind die vollständigen Rechtsgrundlagen für die Lagerung 
von US- Giftgas-Kampfstoffen auf dem Territorium der Bundes- 
republik Deutschland? 

5.3 Inwieweit sind irgendwelche unveröffentlichten Verträge, insbe- 
sondere auch in Verbindung mit den bilateralen Geheimverträ- 
gen zur Atomwaffeniagerung vom Mai 1959, Teil der Rechts- 
grundlage für die Giftgaslagerung der USA in der Bundesrepu- 
blik Deutschland? 

5.4 Inwieweit kann die Bundesregienmg die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Rechtsgrundlagen 
für die Stationierung amerikanischer Giftgas-Kampfstoffe in der 
Bundesrepublik Deutschland dadurch null und nichtig sind, daß 
diese Stationierung niemals durch den Deutschen Bundestag 
legitimiert wurde? 

5.5 Inwieweit sind Rechtsgrundlagen für die Stationierung von US- 
Giftgas-Kampfstoffen in der Bundesrepublik Deutschland an die 
NATO-MitgÜedschaft bzw. die NATO- Militärintegration der 
Bundesrepublik Deutschland gebunden? 

5.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die FeststeUimg der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die von den USA als 
Gewohnheitsrecht erachteten besatzungsrechtlichen Praktiken 
hinsichtlich der Lagerung von Giftgas im Lichte der neueren 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts einer besonde- 
ren gesetzlichen Ermächtigung bedürfen? 

5.7 Invrieweit haben die USA vor der Einlagerung von Giftgas in der 
Bimdesrepublik Deutschland die Einwilligung der Bundesregie- 
rung eingehoit und erhalten? 
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5.8 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß im NATO-Sprachge> 
brauch der Begriff „Konsultation" im Hinblick auf Atomwaffen 
und Giftgas- Kampfstoffe gleichbedeutend mit „Mitdebattieren 
ohne Mitentscheidung" verwendet wird? 

5.9 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Giftgas-Kampfstoffe 
nicht zu der nach dem Deutschland- Vertrag vom 26. Mai 1952, 
Artikel 2, auftragsgemäß erforderhchen Bewaffnung von vorbe- 
haltsrechtiich nach Artikel 4 Abs. 2 dieses Vertrages in der Bun- 
desrepubük Deutschland stationierten Truppen der Westalliier- 
ten gehören? 

5.10 Welchen Inhalt haben die 1971 getroffenen Abmachungen zwi- 
schen dem damaligen Bundeskanzler Brandt und dem damaligen 
US-Präsidenten Nixon betreffend US-Giftgas in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland? 

Die Bundesregierung verweist auf den Abschnitt 8 der Vorbemer- 
kung sowie auf 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 10. Dezember 1981 auf die Frage Nr. 37 des 
Abgeordneten Conradi (SPD) und auf dessen Zusatzfragen 
[Plenarprotokoll 9/73, S. 4239 (D) bis 4240 (B)]; 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 30. September 1982 auf die Frage Nr. 50 des 
Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) und auf die anschheßenden 
Zusatzfragen (Plenarprotokoll 9/117, S. 7138f.); 

— die Antwort des Staatsministers im Auswärtigen Amt Mölle- 
mann vom 11. Oktober 1982 auf die Fragen Nr. 9 und 10 des 
Abgeordneten Hansen (fraktionslos) (Drucksache 9/2037, S. 4); 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Würzbach vom 15. Dezember 
1982 auf die Fragen Nr. 59 und 60 des Abgeordneten Hansen 
(fraktionslos) (Drucksache 9/2356, S. 30). 


B. Drucksache 10/98 


1. Souveränität und Vetorecht der Bundesrepublik Deutschland 

1.1 Kann es nach Auffassung der Bundesregierung im Krieg irgend- 
welche politischen, militärischen oder sonstigen Umstände im 
deutschen Interesse geben, die den Einsatz von Giftgas-Kampf- 
stoffen durch eigene oder verbündete Truppen gegen Ziele in der 
Bundesrepublik Deutschland rechtfertigen? 

1.2 Inwieweit erachtet die Bundesregierung das Vetorecht gegen 
solche Handlungen verbündeter ausländischer Staaten, die die 
physische Existenz der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 
als unverzichtbaren Bestandteil der nationalen Souveränität der 
Bundesrepubhk Deutschland? 

1.3 Warum verzichtet die Bundesregierung auf ihr Vetorecht über die 
auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland gelager- 
ten Giftgas-Kampfstoffe der USA? 

1.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellungen der 
GRÜNEN hinsichtlich des Grundgesetzartikels 24 bestätigen 
oder widerlegen. 
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a) daß Artikel 24 Abs. 1 die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
zwischenstaatliche Einrichtungen, insbesondere auf die 
NATO, nicht in dem derzeitigen Umfang deckt, der so weit 
geht, daß die Bundesregierung die Entscheidung über die 
Gültigkeit der Grundrechte und über die Existenz der Bun- 
desrepublik Deutschland in die Hände ausländischer Regie- 
rungen gelegt hat, 

b) daß Artikel 24 Abs. 2 die Einordnung der Bundesrepublik 
Deutschland in ein System gegenseitiger kollektiver, d. h. 
einen Gegner einschheßenden Sicherheit zuläßt, wobei nicht 
ein Militärbündnis wie die NATO, sondern ein kollektives 
Sicherheitssystem wie UNO oder KSZE angesprochen ist? 

1.5 Welche nationalen Kon troll- und Hinderungsmaßnahmen hat die 
Bxmdesregierung vorgenommen, um einen ohne deutsche Ein- 
vdlligxmg erfolgenden eigenmächtigen Einsatz von amerikani- 
schen Giftgas-Kampfstoffen auf dem bzw. von dem Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland auszuschließen? 

1.6 In welchem Umfang verfügt die Bimdesregierung über nationale 
Spezialkommandos („Souveränitätskommandos") mit der Auf- 
gabe, die USA am eigenmächtigen, nicht durch die Bundesregie- 
rung autorisierten Einsatz von Giftgas-Kampfstoffen in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu hindern? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 5, 6 und 8 der 
Vorbemerkung sowie auf 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 10. Dezember 1981 auf die Frage Nr. 37 des 
Abgeordneten Conradi (SPD) und die sich anschließenden 
Zusatzfragen [Plenarprotokoll 9/73, S. 4239 (D) bis 4240 (B)], 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 4. März 1982 auf die Fragen Nr. 22 des Abgeord- 
neten Sielaff (SPD) und Nr, 23 der Frau Abgeordneten Schmidt 
(Nürnberg) (SPD) und die sich anschheßenden Zusatzfragen 
(PlenarprotokoU 9/88, S. 5307 (A) bis 5310 (B)]. 

Der Nordatlantik- Vertrag vom 4. April 1949 enthält nach Auffas- 
sung der Bundesregierung keine Übertragung von Hoheitsrech- 
ten im Sinne des Artikels 24 Abs. 1 GG an die NATO. Die Bundes- 
regierung sieht im Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Nordatlantik-Vertrag vielmehr einen Anwendungsfall des Arti- 
kels 24 Abs. 2 GG. 


2. Nationale Kontrolle seitens der Bundesrepublik Deutschland 

2.1 In welchem Umfang und mit welcher Häufigkeit führt die Bun- 
desregierung eigene nationale KontroUinspektionen der US-Gift- 
gaslager auf dem Hoheitsgebiet der Bunde srepubük Deutschland 
durch? 

2.2 Auf welcher Rechtsgrundlage können die USA den deutschen 
Bundeskanzler oder mit entsprechenden Geheimnis-Sicherheits- 
stufen ausgestattete Beauftragte des deutschen Bundeskanzlers 
daran hindern, nationale KontroUinspektionen amerikanischer 
Giftgaslager auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland durchzuführen? 

2.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Verweigerung 
deutscher nationaler Sicherheitsinspektionen von Giftgaslagern 
in der Bundesrepublik Deutschland durch die USA gegen das 
Unterzeichnungsprotokoll zum Zusatzabkommen zum NATO- 
Truppenstatut, insbesondere Absatz 6 c Abschnitt ii (Verantwor- 
tung für die Sicherheit nühtärischer Anlagen) verstößt? 
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2.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Weigerung des 
US-Generals Kroesen, im November 1981 einer deutschen Parla- 
mentariergruppe Zutritt zur amerikanischen Militäranlage Fisch- 
bach (Rheinland-Pfalz) zu gewähren, gegen das Zusatzabkom- 
men zum NATO-Truppenstatut vom 3. August 1959 (insbeson- 
dere Artikel 53 Abs. 3) verstößt? 

2.5 Welche Gegenmaßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung für 
den Fall der wiederholten Weigerung von US-Militärbehörden, 
deutschen Parlamentariern die Inspektion von US-Militäranlagen 
auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland zu 
ermöglichen? 

Die Bundesregierung verweist auf den Abschnitt 7 der Vorbemer- 
kung sowie auf die Beantwortung des Punktes 3 der Großen 
Anfrage des Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN: „Giftgas - Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrundlagen" 
(Drucksache 10/97). 


3. Beseitigung des Giftgases aus der Bundesrepublik 
Deutschland 

3.1 Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um den 
Abzug der amerikanischen Giftgas-Kampfstoffvorräte aus der 
Bundesrepublik Deutschland zu erzwingen, nach dem Muster 
des erfolgreichen Vorgehens der japanischen Regierung im Jahre 
1969? 

3.2 Warum setzt die Bundesregierung nicht nach dem Prinzip der 
„Risiko- Rotation" gegenüber ihren NATO- Verbündeten durch, 
daß die in der Bundesrepublik Deutschland lagernden amerika- 
nischen Giftgasvorräte nun zur Abwechslung einmal in ein ande- 
res NATO-Land verbracht werden, nachdem einzig in der Bun- 
desrepublik Deutschland seit Jahrzehnten US-Giftgas-Kampf- 
stoffe lagern? 

3.3 Mit weichen rechüichen Mitteln bzw. mit dem Hinweis auf wel- 
che Verträge können sich die USA einer Aufforderung der Bun- 
desregierung widersetzen, ihre Giftgasvorräte aus der Bundes- 
republik Deutschland zu entfernen? 

3.4 Welche rechtlichen Gegenmittel besitzt die Bundesregierung für 
den Fall einer Weigerung der USA, der Aufforderung der Bun- 
desregierung auf Abzug der Giftgas-Kampfstoffe aus der Bundes- 
republik Deutschland nachzukommen? 

3.5 Welche Verträge sind seitens der Bundesregierung zu kündigen, 
um rechtlich korrekt die Beseitigung allen Giftgases aus der 
Bundesrepublik Deutschland zu erzwingen, für den Fall, daß die 
USA einer Aufforderung der Bundesregierung auf Abzug ihrer 
Giftgas-Kampfstoffe aus der Bundesrepublik Deutschland nicht 
nachkommen? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 4 bis 8 der 
Vorbemerkung sowie auf die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister der Verteidigung Dr. Penner 
vom 13. Mai 1981 auf die Frage Nr. 10 des Abgeordneten Küh- 
bacher (SPD) (Plenarprotokoll 9/36, S. 1848). 


4, Verhinderung von Giftgaseinsätzen 

4.1 Welche Bemühungen hat die Bundesregierung bisher vmternom- 
men, um in bilateralen Abkommen mit den drei in Europa noch 
Giftgas -Kampfstoffe besitzenden Staaten (Frankreich, Sowjet- 
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Union, USA) ein totales Einsatzverbot von Giftgas- Kampfstoffen 
gegen Ziele in der Bundesrepublik Deutschland sicherzustellen? 

4.2 Welche Vereinbarungen bzw. Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung getroffen, um im Kriegsfall auszuschließen, daß der Verbün- 
dete Frankreich eigene Giftgas- Kampfstoffe jemals gegen Ziele 
in der Bundesrepublik Deutschland einsetzt? 

Die Bemühungen der Bundesregierung richten sich auf ein umfas- 
sendes und nachprüfbares C-Waffen-Verbot. Bis zur Verwirk- 
lichung dieses Zieles benötigt das Bündnis zur Verhinderung 
eines völkerrechtswidrigen C-Waffen-Einsatzes eine begrenzte 
Repressahenkapazität. Die Bundesregierung verweist hierzu auf 
die Abschnitte 1 bis 3 und 5 der Vorbemerkung. 


5. Geheimhaltung durch die Bundesregierung 

5.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Geheimhaltung 
der Lagerorte von US- Giftgas durch die Bundesregierung sich 
nicht gegen die Sowjetunion richtet, die diese über lange Zeit 
konstanten Lagerorte längst kennt, sondern gegen die eigene 
Bevölkerung, zur Vermeidung öffentlichen Widerstandes? 

5.2 Welche Gründe haben die Bundesregierung bislang davon abge- 
halten, für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland eine der 
US Army Regulation AR 380-86 (3. Mai 1976) wirkungsgleiche 
Regelung zu treffen, nach der der Bevölkerung alle inländischen 
Giftgaslagerorte offenzulegen sind und alle Giftgastransporte 
mindestens einen Monat im voraus angekündigt werden müssen? 

5.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregierung 
das Grundrecht der Bürger auf Leben und körperhche Unver- 
sehrtheit gemäß Artikel 2 Abs. 2 GG verletzt, indem sie den 
Betroffenen die Lagerorte von US-Giftgas-Kampfstoffen verheim- 
licht? 

5.4 Welchen deutschen nationalen Interessen dient die Einhaltung 
amerikanischer Geheimhaltungs Vorschriften bezüglich der Gift- 
gaslagerung durch die Bundesregierung? 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu Punkt 2 und 3 
der Großen Anfrage des Abgeordneten Bastian und der Fraktion 
DIE GRÜNEN: „Giftgas - Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrund- 
lagen" (Drucksache 10/97). 


6. Neue US-Giftgasrüstung 

6.1 In welcher Weise hat die Bundesregierung den amerikanischen 
Präsidenten Reagan aufgefordert, die Neuproduktion von Gift- 
gas-Kampfstoffen zu unterlassen, im Hinblick darauf, daß die 
Bundesrepublik Deutschland das einzige Stationierungsland von 
US-Giftgas außerhalb US-Territoriums ist und im Krieg das 
potentielle Giftgas- Schlachtfeld wäre? 

6.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Bundesregierung 
angesichts der Abstimmungsgeschichte und der derzeitigen 
Stimmverhältnisse im US-Kongreß die Absicht der US-Regierung 
zur Produktionsaufnahme neuer binärer Giftgas- Kampfstoffe zu 
Fall bringen kann durch die Erklärung, die Stationierung neuer 
amerikanischer Giftgas-Kampfstoffe in der Bundesrepublik 
Deutschland unter keinen Umständen zuzulassen? 

6.3 Wann erwartet die Bundesregierung die Aufforderung durch die 
US-Regierung, die Stationierung neuer amerikanischer Giftgas- 
Kampf tst off e in der Bundesrepublik Deutschland zu gestatten, im 
Hinblick auf die Feststellung des US-Kongreßberichts vom 
Dezember 1982: „Einige US- Amtspersonen glauben, daß die 
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Stationierung zusätzlicher chemischer Waffen in Europa wesent- 
lich ist, um einen sowjetischen chemischen Angriff abzuschrek- 
ken. Dieses Thema wird gegenwärtig in einer Ausführungs- 
gruppe (Executive Working Group) in der NATO untersucht und 
wird wahrscheinhch durch die politischen Stellen der NATO 
behandelt werden, nachdem die Mittelstreckenraketen-Frage 
gelöst ist (Nachfolgendes aus Geheimhaltungsgründen gestri- 
chen)" (97th Congress, 2nd Session, Committee Print, Report of a 
Staff Study Mission to Five NATO Countries and Sweden, Com- 
mittee on Foreign Affairs, U.S. House of Representatives, Novem- 
ber 29 - December 14, 1982)? 

6.4 Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung aus eigenen 
Nachforschungen über den Stand der sowjetischen Giftgaslage- 
rung in den Staaten des Warschauer Paktes? 

6.5 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß es keine Beweise für 
die amerikanische Behauptung gibt, die Sowjetunion habe wäh- 
rend der 13 Jahre des amerikanischen Giftgas-Produktionsmora- 
toriums massiv mit Giftgas-Kampftstoffen aufgerüstet? 

6.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß es trotz internationa- 
ler Untersuchung keine Beweise für amerikanische Behauptun- 
gen gibt, Giftgas -Kampfstoffe „werden unter Verletzung des 
internationalen Rechts in Afghanistan, Laos und Kampuchea ein- 
gesetzt" (US-Präsident Reagan am 31. März 1983 vor dem World 
Affairs Council in Los Angeles)? 

6.7 Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über derzeitige 
NATO-Planungen von Giftgaseinsätzen in Mitteleuropa im Rah- 
men der Konzepte des „Integrated Battlefield" und der „Air Land 
Battie"? 

6.8 Inwieweit kann die Bundesregierung der Behauptung von US- 
Militärs beipflichten oder widersprechen, daß im Kriegsfall Gift- 
gaseinsätze in Mitteleuropa die nukleare Schwelle anheben? 

6.9 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß im Krieg Giftgasein- 
sätze in Mitteleuropa zur unverzüglichen Eskalation in den 
Atomkrieg führen? 

6.10 Wie ist die fortdauernde Duldung amerikanischer Giftgas- 
Kampfstoffe in der Bundesrepublik Deutschland heute noch mit 
den Bemühungen der Bundesregierung um eine totale internatio- 
nale Ächtung von Giftgas-Kampfstoffen zu vereinbaren, im Hin- 
blick auf die Feststellung des US-Verteidigungsministers Wein- 
berger: „Die Reagan- Administration unterstützt uneingeschränkt 
die Entwicklung binärer (C-Waffen)-Produktion, und sie ist der 
Ansicht, daß Schritte in Richtung auf eine Wiedererlangung einer 
glaubwürdigen offensiven chemischen Kriegsführungsfähigkeit 
zu Fortschritten im Rüstungskontrollbereich führen können" 
(C. Weinberger in einem Brief an US-Senator Sam Nunn am 
19. Mai 1981)? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 4 und 5 der 
Vorbemerkung sowie auf 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. von 
Dohnanyi vom 16. Juni 1981 auf die Frage Nr. 39 des Abgeord- 
neten Sielaff (SPD) und die sich anschüeßenden Zusatzfragen 
[Plenarprotokoll 9/44, S. 2503 (D) bis 2504 (C)]; 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 14. Januar 1982 auf die Fragen Nr. 41 und 42 des 
Abgeordneten Hansen (fraktionslos) und die sich anschließen- 
den Zusatzfragen [Plenarprotokoll 9/76, S. 4349 (B) bis 4351 
(A)]; 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Dr. 
Corterier vom 4. März 1982 auf die Frage Nr. 22 des Abgeord- 
neten Sielaff (SPD) und die sich anschließenden Zusatzfragen 
[Plenarprotokoll 9/88, S. 5307 (A) bis 5308 (C)]. 
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7. Giftgas-Einsatzplanungen 

7.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnisse der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die USA durch die 
Neuanlage von Giftgaslagem auf den Hanken der Fulda- Senke 
(in Grebenhain, Gundhelm und Alsberg) für den Kriegsfall die 
Abriegelung der Fulda-Senke mit Giftgas vorbereiten? 

7.2 Welche Gründe sind der Bundesregierung dafür bekannt, daß 
der neue Eisenbahn tunnel „Landrückentunnel" südlich von 
Fulda über einen Anschlußstollen mit dem neuen US-Giftgas- 
lager Gundhelm (Hessen) verbunden wurde? 

7.3 Welche Aufgabe hat nach Kenntnis der Bundesregierung die vor 
vier Jahren in Bad Hersfeld/Fulda-Senke neu eingerichtete US- 
Einheit „Chemical Detachment 19/2"? 

7.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß hinsichtlich der Schä- 
digungswirkung von Giftgas gegen die Zivilbevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland kein Unterschied zwischen einem 
„defensivem" und einem „offensivem" Giftgaseinsatz besteht? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 5 und 6 der 
Vorbemerkung und auf die Beantwortung des Punktes 1 der Gro- 
ßen Anfrage des Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE 
GRÜNEN: „Giftgas - Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrund- 
lagen" (Drucksache 10/97). 


8. Giftgas-Abrüstung 

8.1 Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen in Rich- 
tung auf das von ihr proklamierte Ziel eines internationalen 
Totalverbotes für Giftgas-Kampfstoffe, wirkungsgleich mit dem 
Übereinkommen über das Totalverbot bakteriologischer (biologi- 
scher) und Toxin-Waffen vom 10. April 1972? 

8.2 Hat die Bundesregierung jemals völkerrechtlich verbindlich dar- 
auf verzichtet, Giftgas-Kampfstoffe im Ausland zu erwerben? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 1, 2 und 3 der 
Vorbemerkung sowie auf ihre Ausführungen im „Bericht zum 
Stand der Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sowie der Veränderungen im mihtärischen Kräfteverhältnis 1983"' 
vom 29. Juni 1983 (Drucksache 10/216, S. 14 und 15). 


C. Drucksache 10/99 

1. öffentliche Information durch die Bundesregierung 

1.1 Inwieweit besitzt die Bundesregierung Ergebnisse von Mei- 
nungsumfragen hinsichtlich Lagerung, Kontrolle, Abzug und 
Kriegseinsatz amerikanischer Giftgas-Kampfstoffe in der 
Bundesrepubhk Deutschland? 

1.2 Welcher Anteil der Bevölkerung ist nach Kenntnis der Bundes- 
regierung gemäß Umfrageergebnissen der Meinung 

a) ausländisches Giftgas darf nicht ohne deutsche Kontrolle in 
der Bundesrepublik Deutschland gelagert werden, 

b) ausländisches Giftgas darf unter keinen Umständen in der 
Bundesrepublik Deutschland gelagert werden, 

c) ausländisches Giftgas ist unverzüglich aus der Bundes- 
republik Deutschland abzuziehen, 

d) im Krieg darf Giftgas unter keinen Umständen zum Einsatz in 
Mitteleuropa kommen? 
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1.3 Für welchen Zeitpunkt plant die Bundesregierung eine konsul- 
tative Volksbefragung zur Erhebung der öffentlichen Meinung zu 
den Fragen Lagerung, Kontrolle, Abzug und Kriegseinsatz ameri- 
kanischer Giftgas-Kampfstoffe in der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

1.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Erkenntnis der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Behauptung der 
Bimdesregierung „Ei© Transport chemischer Waffen im Frieden 
findet nicht statt" (Regierungsantwort auf parlamentarische 
Anfrage Juni 1982) unzutreffend sein muß, angesichts der tech- 
nischen Notwendigkeit, bei Überprüfungen ausgesonderte 
defekte Giftgasbehfiter aus den Lagern abzutransportieren? 

1.5 Welche Äußerungen von Mitgliedern der Bundesregierung sind 
die Quellen für die Feststellung des US-Kongreßberichts vom 
Dezember 1982: „Deutsche Amtspersonen insbesondere warn- 
ten, daß die Giftgaskriegführung in ihrem Land ein so empfind- 
liches Thema ist, daß eine öffentliche Debatte über dieses Thema 
ihre fortdauernde Fähigkeit untergraben würde, bestehende US- 
Giftgas-Waffen auf ihrem Boden beizubehalten" (97th Congress, 
2nd Session, Committee Print, Report of a Staff Study Mission to 
Five NATO Countries and Sweden, Committee on Foreign 
Affairs, U. S. House of Representatives, November 29 - Decem- 
ber 14, 1982)? 

1.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellimg der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß der Bürger der 
Bimdesrepublik Deutschland nach Artikel 2 Abs. 2 GG das Recht 
hat, solche Gefahrenquellen in der Umgebung seines Wohnortes 
zu erfahren, die ihn bei Unfällen mit Tod oder körperlichen 
Dauerschädigungen bedrohen? 

Die Bundesregierung besitzt keine Ergebnisse von Meinungs- 
umfragen hinsichtlich Lagerung, Kontrolle, Abzug und Einsatz 
amerikanischer chemischer Kampfstoffe in der Bundesrepubhk 
Deutschland, noch sind ihr solche Ergebnisse bekannt. 

Sie plant - schon aus verfassungsrechtlichen und verfassungspoli- 
tischen Gründen - für keinen Zeitpunkt eine Volksbefragung zu 
diesem Themenkomplex und verweist hierzu auf die Ausführun- 
gen der Enquete-Kommission „Verfassungsreform" des Deut- 
schen Bundestages in deren Schlußbericht (Drucksache 7/5924, 
Kapitel 1 Nr. 3, zum Problem der Aufnahme plebiszitärer Ele- 
mente in das Grundgesetz). 

Im übrigen verweist die Bundesregierung auf den Abschnitt 7 der 
Vorbemerkung, die Antwort zu Punkt 3 der Großen Anfrage des 
Abgeordneten Bastian und der Fraktion DIE GRÜNEN: „ Giftgas - 
Lagerung, Gefährdung - Rechtsgrundlagen" (Drucksache 10/97), 
sowie auf 

— die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bun- 
desminister der Verteidigung Dr. Penner vom 14. Mai 1981 auf 
die Frage Nr. 47 des Abgeordneten Jung (Kandel) (FDP) 
(Drucksache 9/445, S. 20 f.); 

— die Antwort des Staatssekretärs im Bundesministerium der 
Verteidigung Dr. Leister vom 27. August 1982 auf die Frage Nr. 
81 des Abgeordneten Jung (Kandel) (FDP) (Drucksache 
9/1949, S. 32) und 

— die Antwort zu Punkt 3 der Großen Anfrage der Fraktion DIE 
GRÜNEN (Drucksache 10/97) „Giftgas - Lagerung, Gefähr- 
dung - Rechtsgrundlagen". 
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2. Völkerrechtliche Verbote 

2.1 Mit welchen Mitteln beabsichtigt die Bundesregierung im 
Kriegsfall zu erzwingen, daß Verbündete auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland eine Kampfweise entsprechend der 
bundesdeutschen Interpretation kriegsvölkerrechtlicher Verträge 
einhalten? 

2.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die im US Field 
Manual FM 100-5, Neuauflage 1982, präzisierte, auch für die 
Bundesrepublik Deutschland gültige Airland Battle Doktrin der 
NATO gegen das Genfer Giftgasprotokoll verstößt, indem sie das 
„Hineintragen des Angriffs mit atomaren und chemischen Waf- 
fen bis tief in das Feindesland hinein“ vorsieht? 

2.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß jeglicher Einsatz der - 
geruchs- und farblosen, nicht rechtzeitig apparativ detektier- 
baren - Nervengas-Kampfstoffe gegen das kriegsvölkerrechtli- 
che Perfidie- Verbot der Haager Landkriegsordnung (Artikel 23) 
verstößt? 

2.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß kein Einsatz von Ner- 
vengas-Kampfstoffen in der Bundesrepublik Deutschland mög- 
lich ist, ohne durch die Schadenswirkungen gegen Artikel 5 1 des 
Zusatzprotokolls I von 1977 zu den Genfer Abkommen von 1949 
zu verstoßen? 

2.5 Wie vereinbart die Bundesregierung ihre verfassungsmäßige 
Fürsorgepflicht für die Bevölkerung damit, daß sie den USA die 
Kriegsverwendung von chemischen Kampfstoffen auf dem 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland faktisch freistellt, 
obwohl die USA im Südostasienkrieg massiv gegen das völker- 
rechtliche Einsatzverbot solcher Kampfstoffe verstoßen haben 
und durch Giftgas-Neubeschaffungen ihre weiterhin bestehende 
Bereitschaft zu solchen Völkerrechtsverletzungen ausdrücken? 

2.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß ein Soldat der Bun- 
deswehr, zur Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland ver- 
pflichtet, damit er im Krieg die Verpflichtung hat, verbündete 
Truppen notfalls mit Gewalt daran zu hindern, in der Bundesre- 
publik Deutschland Giftgas einzusetzen? 

Die Bundesregierung verweist auf die Abschnitte 5, 6 und 9 der 
Vorbemerkung sowie auf 

— die Antworten des Staatsministers im Auswärtigen Amt Mölle- 
mann vom 9. Mai 1983 auf die Anfragen Nr. 5 und 6 der Frau 
Abgeordneten Beck-Oberdorf (DIE GRÜNEN) (Drucksache 
10/94, S, 2t); 

— die Antwort des Staatsministers im Auswärtigen Amt Mölle- 
mann vom 19. Mai 1983 auf die Frage Nr. 1 des Abgeordneten 
Schily (DIE GRÜNEN) (Drucksache 10/101, S. 1). 

Im übrigen weist sie die in der Frage 2,5 enthaltenen Unterstel- 
lungen zurück. 


3. Repressalienproblem 

3.1 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, 

a) daß ein Soldat der Bundeswehr mit den ihm im Krieg zugäng- 
lichen Informationen grundsätzlich nicht prüfen kann, ob eine 
als Repressalie behauptete völkerrechtswidrige Kriegshand- 
lung tatsächlich eine zulässige Antwort auf eine vorausgegan- 
gene Völkerrechtsverletzung des Gegners ist, 

b) daß ein Soldat der Bundeswehr im konkreten Kriegseinsatz 
von Mehrzweckwaffen, die wahlweise konventionelle oder 
Giftgas- Sprengköpfe tragen können, grundsätzlich nicht 
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sicherstellen kann, daß die Waffen im Einzelfall nicht mit 
Giftgas-Sprengköpfen bestückt sind, 

c) daß ein Soldat der Bundeswehr - im Krieg unter auslän- 
dischem Oberbefehl - nicht darauf vertrauen kann, daß die 
ausländischen Befehlshaber der gleichen starken Völker- 
rechtsbindung unterhegen wie er selbst durch seine Bindung 
an das Grundgesetz, 

d) daß ein Soldat der Bundeswehr im Krieg aus den Gründen a) 
bis c) jeghchen Befehl zum Einsatz solcher Mehrzweckwaffen 
oder zur Mitwirkung an solchem Einsatz verweigern muß, da 
er gemäß seiner Sorgfaltspflicht regelmäßig Völkerrechtsver- 
stöße vermuten muß, solange er nicht zweifelsfrei erkennen 
kann, daß Völkerrechtsverstöße mit Sicherheit ausgeschlos- 
sen sind? 

3.2 Wer entscheidet im Krieg auf der Seite der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Verbündeten über den Einsatz von Gift- 
gas-Kampfstoffen als Repressalie bzw. angebliche Repressalie in 
der Bundesrepubhk Deutschland? 

3.3 Warum vervollständigt die Bundesregierung nicht den Herstel- 
lungsverzicht auf eigene Giftgas-Kampfstoffe durch ein totales 
Einsatzverbot für Giftgas-Kampfstoffe einschließhch Repressa-* 
henverbot für das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

3.4 Unter welchen Bedingungen erachtet die Bundesregierung Giff- 
gaseinsätze in der Bundesrepubhk Deutschland als mit dem völ- 
kerrechtlichen Prinzip des Schutzes der Zivilbevölkerung ver- 
einbar, im Hinblick darauf, daß bei Giftgaseinsätzen in der Bun- 
desrepubhk Deutschland die Anzahl der getöteten Zivüisten die- 
jenige der getöteten Kombattanten vielfach übertrifft? 

3.5 Inwieweit kann die Bundesregierung die FeststeUung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die von der Bundesre- 
gierung vertretene Zulässigkeit einer Repressahe mit Giftgas das 
Genfer GiftgasprotokoU von 1925 völhg entwertet? 

3.6 Mit welchen nationalen Mitteln kann die Bundesregierung im 
Kriegsfah die USA zwingen, hinsichthch des Einsatzes von Gift- 
gas-Kampfstoffen die in der Bundesrepubhk Deutschland gültige 
Interpretation des Genfer GiftgasprotokoUs (Einsatz zulässig nur 
als Repressahe) einzuhalten und nicht die Interpretation der USA 
(nur Ersteinsatzverbot) anzuwenden? 

3.7 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Repressalien mit Mas- 
senvemichtungsmitteln im dichtbesiedelten Mitteleuropa in kei- 
nem Fähe möghch sind, weü 

a) regelmäßig zwei notwendige einschränkende Bedingungen 
an Repressahen nicht erfüllbar sind (Gebot der Verhältnis- 
mäßigkeit, Entfaltung der Wirkung ausschheßhch gegen den 
Rechtsverletzer), 

b) solche Repressahen regelmäßig den völkerrechthchen Grund- 
satz des Schutzes der Zivilbevölkerung verletzen? 

3.8 Welche Menge von Nervengas-Kampfstoffen ist nach Einschät- 
zung der Bundesregierung maximal für eine völkerrechthch 
zulässige Repressahe in der Bundesrepubhk Deutschland ein- 
setzbar, und wie verhält sich diese Menge zu den nach militär- 
wissenschafthchen Veröffentlichungen in der Bundesrepubhk 
Deutschland lagernden mindestens 2 000 t Nervengas? 

Die Bundesregierung weist die in der Frage 3.1 enthaltenen 
Unterstellungen in bezug auf die Nichteinhaltung des Völker- 
rechts zurück. Im übrigen verweist sie auf die Abschnitte 4, 5, 6 
und 9 der Vorbemerkung sowie auf die Antwort des Staatsmini- 
sters im Auswärtigen Amt Möllemann vom 26. Juli 1983 auf die 
Frage Nr. 10 des Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Drucksache 
10/289, S. 3). 
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4. Deutsche gegen amerikanische Interpretation 
des Giftgasverbotes 

4.1 Welche konkreten Vorsorgemaßnahmen hat die Bundesregie- 
nmg für den Kriegsfall zur Durchsetzung der in der Bundes- 
republik Deutschland gültigen Interpretationen kriegsvölker- 
rechtlicher Verträge getroffen, insbesondere gegenüber solchen 
Verbündeten, die in ihren Kriegsführungen der letzten Jahr- 
zehnte massiv gegen das Kriegsvölkerrecht verstoßen haben 
(Großbritannien und USA)? 

4.2 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß eine Kontroverse zwi- 
schen der US-Regierung und der britischen Regierung einerseits, 
der Bundesregierung andererseits besteht hinsichtlich der Zuläs- 
sigkeit des uneingeschränkten Zweiteinsatzes von Giftgas- 
Kampfstoffen nach dem unbestritten völkerrechtswidrigen Gift- 
gas-Ersteinsatz durch den Gegner? 

4.3 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 
GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß ungeachtet der Vor- 
behalte, die bestimmte Staaten gegenüber dem Genfer 
Giftgasprotokoll eingelegt haben, diese Staaten an früher ver- 
einbarte vorbehaltslose Einsatzverbote von Giftgas-Kampfstoffen 
gebunden sind? 

4.4 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß nach über 50jähriger 
internationaler Beachtung des Kriegseinsatzverbots von Giftgas- 
Kampfstoffen dieses zu Völkergewohnheitsrecht geworden ist 
und die Wirksamkeit von Vorbehalten gegen das Genfer Giftgas- 
protokoll zum Erlöschen gebracht hat? 

4.5 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß aufgrund der 
völkerrechtlichen und politischen Verantwortung der Bundes- 
regierung für alle Vorgänge auf dem Territorium der Bundes- 
republik Deutschland verbündete Truppen auf dem Territorium 
der Bundesrepublik Deutschland an die vorbehaltsfreie strikte 
Auslegung des Giftgas-Kampfstoff-Einsatzverbotes gebunden 
sind? 

4.6 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß Einsätze von Giftgas- 
Kampfstoffen unter keinen Umständen - auch nicht als Repressa- 
lie - für zulässig gehalten werden können, wenn auch nur Gefahr 
besteht, daß die unbeteiligte eigene Zivilbevölkerung dadurch in 
Mitleidenschaft gezogen wird? 

4.7 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß seit 1980 zwischen 
dem Bundesverteidigungsministerium und dem Auswärtigen 
Amt eine Kontroverse in Gang ist, indem das 
Bundesverteidigungsministerium die stark restriktive deutsche, 
das Auswärtige Amt hingegen die wenig restriktive amerikani- 
sche Auslegung des Giftgas-Einsatzverbotes für solche Einsätze 
durch die US -Streitkräfte auf dem Territorium der Bundesrepu- 
blik Deutschland als gültig erachtet? 

4.8 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß der anläßlich der 
Ratifizierung des Genfer Giftgasprotokolls von 1925 durch die 
USA im Jahre 1975 eingelegte Vorbehalt (nur Ersteinsatzverbot 
durch die USA anerkannt) nach dem Wiener UNO- Übereinkom- 
men über das Recht der Verträge von 1969, Artikel 19 c, ein mit 
Ziel und Zweck des Giftgasprotokolls unvereinbarer und damit 
nichtiger Vorbehalt ist? 

4.9 Inwieweit kann die Bundesregierung die Feststellung der 

GRÜNEN bestätigen oder widerlegen, daß die Behauptung der 
USA, das Zusatzprotokoll I von 1977 zu den Genfer Abkommen 
von 1949 sei nicht auf Giftgas-Kampfstoffe anwendbar, weder 
durch den Vertragstext noch durch Vorbehalte der USA gedeckt 
ist? 

Die Bundesregierung verwehrt sich entschieden dagegen, daß 
Bündnispartnern massive Verstöße gegen das Kriegsvölkerrecht 
unterstellt werden. Bezüglich der Sachfragen verweist sie auf die 
Abschnitte 5, 6 und 9 der Vorbemerkung. 
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